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Vorwort

Die folgende Untersuchung geht auf meine langjährige Be-
schäftigung mit dem israelisch-palästinensischen Konflikt 
zurück, die bis in das Jahr 2011 zurückreicht, als ich mehrere 
Monate im Rahmen einer Forschungsgruppe Gastwissen-
schaftler am Institute for Advanced Studies der Hebräischen 
Universität Jerusalem war. Ich habe mich seitdem immer 
wieder mit dem Thema befasst, sei es als Experte im Rah-
men der Vereinten Nationen oder im Zusammenhang mit 
den seit 2015 laufenden Ermittlungen der Anklagebehörde 
des Internationalen Strafgerichtshofs (auf die wir unten zu-
rückkommen werden). Zuletzt habe ich an einigen Aktivitä-
ten, u. a. der Stiftung Wissenschaft und Politik und der Hein-
rich-Böll-Stiftung, zum Apartheidvorwurf gegen Israel 
teilgenommen. Die Polemik um diesen durch die Berichte 
der Menschenrechtsorganisationen Amnesty International 
und Human Rights Watch wieder neu aufgekommenen Vor-
wurf hat mich dazu veranlasst, der Sache aus historischer 
und völker(straf )rechtlicher Sicht mit Blick auf die besetzten 
palästinensischen Gebiete (insbesondere das Westjordan-
land) näher auf den Grund zu gehen. 

Der durch die schrecklichen Angriffe der Hamas auf Is-
rael vom 7. Oktober 2023 ausgelöste Gaza-Krieg und die 
seitdem wieder verstärkt stattfindende Diskussion über die 
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Lösung des Israel/Palästina-Problems haben der Untersu-
chung überraschend eine traurige Aktualität verliehen. Ge-
rade in solchen Zeiten höchster persönlicher und emotio-
naler Betroffenheit ist vor allem Empathie mit den Opfern 
notwendig, doch zugleich zeigt sich die Wichtigkeit objek-
tiver wissenschaftlicher Untersuchungen. Solche Untersu-
chungen und die damit verbundene völkerrechtlich begrün-
dete Israelkritik (»menschenrechtliche Israelkritik«) tragen 
zur Stärkung Israels als demokratischem und liberalem 
Rechtsstaat bei, Antisemitismusvorwürfe (»israelbezogener 
Antisemitismus«) sind insoweit abwegig. Wir werden darauf 
in den Vorbemerkungen und im zweiten Teil (Kapitel III.3.) 
zurückkommen. Insoweit kommt auch dem (Völker-)Recht 
ein Konfliktlösungspotential zu. Entgegen der weitverbreite-
ten Skepsis gegenüber dessen Leistungsfähigkeit spricht die 
zunehmende Inanspruchnahme gerichtlicher bzw. quasige-
richtlicher Streitbeilegungsmechanismen, auch und gerade 
auf internationaler Ebene, immerhin dafür, dass Staaten und 
Einzelpersonen diesen Mechanismen einiges zutrauen. Der 
altehrwürdige Internationale Gerichtshof hat heute so viele 
anhängige Rechtsstreitigkeiten wie noch nie in seiner Ge-
schichte. Das von Südafrika angestrengte Genozidverfahren 
gegen Israel (ICJ 2024a) und das Gutachtenverfahren zur is-
raelischen Politik in den besetzten Gebieten (ICJ 2024c) fü-
gen sich in diese Reihe ein. Zu ersterem habe ich andernorts 
Stellung bezogen (Ambos, 2024), auf die jüngsten Anhörun-
gen (19.2.–26.2.2024) in letzterem wird in einigen Endnoten 
Bezug genommen.

Ich danke meinen israelischen Kollegen Tamar Hostovsky 
Brandes, Yael Ronen und Yuval Shany sowie Alexander 
Heinze, Miles Jackson und Victor Kattan für wichtige Kom-
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mentare, insbesondere zum dritten Teil der Untersuchung. 
Stefanie Schüler-Springorum und Lothar Zechlin danke ich 
für Kommentare zum Antisemitismus-Abschnitt. Meron 
Mendel hatte immer ein offenes Ohr für meine Fragen und 
Zweifel. Meinem studentischen Mitarbeiter Jonathan Stel-
ter danke ich für unentbehrliche Unterstützung bei der Er-
stellung des zweiten Teils sowie bei der Formatierung des 
gesamten Texts. Ferner danke ich meinen ehemaligen stu-
dentischen Mitarbeiterinnen Marlene Nebel (für wichtige 
Unterstützung bei Recherche und Erstellung des Texts) so-
wie Paula Schaaf (für Unterstützung bei Erstellung der Ver-
zeichnisse). Übersetzungen stammen, wenn nicht anders 
vermerkt, vom Autor. Alle Hyperlinks wurden zuletzt An-
fang Februar 2024 abgerufen.

Kai Ambos,� 10.März 2024
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Gang der Untersuchung und 
notwendige Vorbemerkungen

Die Untersuchung besteht aus drei Teilen. Im ersten Teil geht 
es um den Begriff der Apartheid in seiner rechtlichen Di-
mension. Der Rechtsbegriff der Apartheid ist von der infla-
tionären Verwendung als populistisches Schlagwort abzu-
grenzen. Apartheid im rechtlichen Sinne steht für 
völkerrechtliches Unrecht und ein völkerrechtliches Verbre-
chen. Apartheid als internationales Verbrechen lässt sich als 
solches eigenständig rechtfertigen. Apartheid ist nicht sach-
lich und territorial beschränkt. 

Der zweite Teil handelt von Geschichte und Praxis der Apart-
heid. Im Mittelpunkt steht das südafrikanische Apartheidre-
gime. Es hat Präzedenzcharakter, doch kann es von Südafrika 
emanzipierte Apartheidsysteme geben. Das folgt schon aus 
den Darlegungen zum völkerrechtlichen Apartheidbegriff 
im ersten Teil. Als wichtigstes – und zugleich umstrittens-
tes – Beispiel eines solchen post-südafrikanischen Apartheid-
systems wird immer wieder das von Israel in den besetzten 
Gebieten Palästinas (insbesondere dem Westjordanland) er-
richtete Besatzungs- und Herrschaftssystem genannt. 

Ob es sich bei dem israelischen Besatzungsregime tatsäch-
lich – im völker(straf )rechtlichen Sinne – um ein Apartheid-
system handelt, wird im dritten Teil eingehend untersucht. 
Hier kann dem Leser/der Leserin eine reichlich technische 
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Detailanalyse der Tatbestandsmerkmale des heute geltenden 
Apartheidverbrechens nicht erspart werden, denn nur auf 
dieser Grundlage ist eine saubere Anwendung (rechtlich: 
»Subsumtion«) auf die Situation in den besetzten palästi-
nensischen Gebieten (Occupied Palestinian Territory, OPT)1 
möglich. Die Ausgangsfrage der Untersuchung (Apartheid 
in Palästina?) wird sodann in einem Schlussabschnitt zu-
sammenfassend zu beantworten versucht.

Die Untersuchung ist in zweifacher Hinsicht begrenzt. 
In rechtlicher Hinsicht konzentriert sie sich auf das Verbre-
chen der Apartheid und bezieht sich auf das völkerrechtliche 
Verbot nur insoweit, als es dem Verbrechenstatbestand zu-
grunde liegt. Damit wird zugleich der weitverbreitete popu-
listische Gebrauch des Apartheidbegriffs (dazu sogleich im 
ersten Teil, Kapitel I) aus der Betrachtung ausgeschieden. 

In tatsächlicher Hinsicht beschränkt sich die Untersu-
chung auf die besetzten palästinensischen Gebiete,2 konkret 
das Westjordanland und Ost-Jerusalem, allerdings ohne den 
Gazastreifen und den Golan.3 Der Status Gazas ist umstrit-
ten, doch gehe ich davon aus, dass die israelische Besatzung 
mit dem militärischen Rückzug im Jahr 2005 jedenfalls for-
mell beendet wurde.4 Dafür spricht auch der Angriff der Ha-
mas auf Israel am 7. Oktober 2023, denn ein solcher Angriff 
hätte weder vorbereitet ausgeführt werden können, wenn Is-
rael tatsächlich noch effektive Kontrolle über den Gazastrei-
fen gehabt hätte. Realistischer ist es insoweit – jedenfalls bis 
zur militärischen Gegenoffensive und der Wiederbesetzung 
Israels nach dem 7. Oktober 2023 – von einer De-facto-Kon
trolle der Hamas auszugehen.

Ich halte an der Beschränkung auf die besetzten Gebiete 
fest, obwohl man mit guten Gründen argumentieren kann, 
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dass eine »schleichende Annexion« (»creeping annexation«) 
dieser Gebiete stattfindet, die sich u. a. in der kontinuierli-
chen Ausweitung des israelischen Rechts und der Hoheits-
gewalt ziviler Behörden zeigt (wie von zahlreichen Staaten 
gerade vor dem IGH [ICJ 2024c] getan).5 Deshalb kann man 
von einer Ausdehnung israelischer Souveränität in diese Ge-
biete hinein sprechen, woraus weiter folgt, dass zunehmend 
von einer einheitlichen israelischen Souveränitätsausübung 
in einer Art »Großisrael« (Eretz Yisrael) auszugehen ist6 – 
einem Ziel übrigens, das gerade von der gegenwärtigen7 
rechtsnationalistischen Regierung aggressiv vorangetrieben 
wird.8

Schon am Ende dieser Vorbemerkungen sollte klar gewor-
den sein, dass der Apartheidvorwurf – so empörend er aus 
Sicht der israelischen Regierung auch erscheinen mag – nicht 
mit dem Gegenvorwurf des Antisemitismus (»israelbezoge-
ner Antisemitismus«) entkräftet werden kann (sofern man 
Antisemitismus nicht als populistisch verformten Kampf-
begriff verwendet).9 Denn hier steht nicht das Existenzrecht 
des Staates Israel in Frage und schon gar nicht geht es um 
Kritik an Juden als Juden; vielmehr geht es um völkerrecht-
lich begründete und damit legitime Kritik an der Politik des 
Staates Israel (»menschenrechtliche Israelkritik«, Näheres 
dazu im zweiten Teil, Kapitel III.3). Eine solche Kritik ist 
nicht nur nicht-antisemitisch, sie ist vielmehr pro-israelisch, 
denn sie trägt zur Erhaltung des Staates Israel verstanden als 
demokratisch-liberaler Rechtsstaat und Heimstätte der Juden 
bei. Für die Erhaltung eines solchen israelischen Staates ist 
die Lösung der Palästinafrage in Übereinstimmung mit dem 
Völkerrecht nachgerade existenziell. Das wird gerade von jü-
dischen Wissenschaftlern und Intellektuellen anerkannt.10 
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